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Sachgebiet 2 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Göiter, Frau Benedix, 

Dr. Fuchs, Dr. Hornhues, Frau Hüriand, Hussing, Dr.-Ing. Oidenstädt, Dr. Probst, 
Dr. Schäubie, Dr. Waigei und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1821 - 

betr. zunehmender Mangei an Studienplätzen 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 17. April 1974 - MB/IV B 1 - 0104 - 6 - die Kleine 
Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Treffen Informationen der Zentralstelle für die Vergabe von 
Studienplätzen zu, daß die Lücke zwischen den verfügbaren 
Studienplätzen und der Zahl der Studierwilligen sich bis 1978 
trotz des Ausbaus der Hochschulen in der Bundesrepublik wei- 
ter vergrößern wird? 

2. Stimmen Berechnungen, nach denen das ursprünglich für 1978 
erwartete Verhältnis von 16 Prozent mehr Studienbewerbern 
als Studienplätze sich weiter verschlechtert, so daß 1978 mit 
etwa 1,1 Millionen Studenten bei 800 000 Studienplätzen gerech- 
net werden muß? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung Prognosen, nach denen bereits 
für das Wintersemester 1974/1975 mit der Einführung von zu- 
sätzlichen Zuiassungsbeschränkungen für weitere Fächer, unter 
anderem Elektrotechnik und Bauingenieurwesen gerechnet wer- 
den muß? 


Diese drei Fragen beziehen sich alle auf die künftige Entwick- 
lung der Zahl der Studienbewerber und der Studienplätze. Ihre 
Beantwortung wird daher zusammengefaßt. 

Eine offizielle Meldung der Zentralstelle für die Vergabe von 
Studienplätzen über die Entwicklung der Zahl der Studienbe- 
werber und der Zahl der Studienplätze bis 1978 ist der Bundes- 
regierung nicht bekannt. Inhaltlich ist jedoch die in Frage 1 wie- 
dergegebene Tendenz zutreffend. Zu dieser Frage haben aber 
bereits Bund und Länder sowohl gemeinsam als auch die Bun- 
desregierung allein Stellung genommen. 

So wird in dem von Bund und Ländern im Planungsausschuß für 
den Hochschulbau am 23. Juli 1973 einstimmig beschlossenen 
3. Rahmenplan für den Hochschulbau bereits darauf hingewie- 
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sen, daß bei der Bestimmung der Zahl der Studienanfänger von 
der langfristigen Zielvorstellungen der Bund-Länder-Kommis- 
sion für Bildungsplanung auszugehen sei (Deutsche Studienan- 
fänger: 1975 20 ö/o, 1980 20 bis 22 «/o, 1985 22 bis 24 «/o des jewei- 
ligen Altersjahrganges), und daß dies notwendigerweise eine 
Begrenzung des Ausbaus der Hochschulen bedeute (3. Rahmen- 
plan, S. 6). Gleichzeitig haben Bund und Länder festgestellt 
(3. Rahmenplan, S. 6), daß sie ein überschreiten dieser Begren- 
zung nicht für vertretbar halten, insbesondere im Hinblick auf 
die Notwendigkeit, für den Ausbau anderer Bereiche des Bil- 
dungswesens (z. B. berufliche Bildung) verstärkt öffentliche 
Mittel zur Verfügung zu stellen. Im übrigen wird bereits im 
3. Rahmenplan darauf hingewiesen, daß die Begrenzung des 
Hochschulausbaus eine Reihe von bildungspolitischen Maßnah- 
men voraussetze, die allerdings faktisch ausschließlich in die 
Gesetzgebungskompetenz der Länder fallen. 

Entsprechend hat sich die Bundesregierung dann auch im Be- 
richt über Nachfrage und Angebot bei Studienplätzen (Druck- 
sache 7/1340) und in der Antwort auf die Große Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Maßnahmen gegen den Numerus 
clausus (Drucksache 7/1313) geäußert. Hier fehlte auch nicht der 
ausdrückliche Hinweis, daß in der zweiten Hälfte dieses Jahr- 
zehnts nicht mehr der Studienbewerber damit rechnen könne, 
einen Studienplatz im Hochschulbereich zu erhalten. 

Auch nach dem heutigen Stand der Berechnungen durch Bund 
und Länder wird in den kommenden Jahren die Zahl der Stu- 
dienbewerber mit zunehmender Tendenz die Zahl derjenigen 
übersteigen, die nach den Planungen der Bund-Länder-Kom- 
mission einen Studienplatz erhalten können. Genaue Zahlen 
können zur Zeit noch nicht genannt werden, da Bund und Län- 
der sich noch im Vorbereitungsstadium des 4. Rahmenplans für 
den Hochschulbau (1975 bis 1978) befinden und auch noch nicht 
alle Länderanmeldungen zu diesem Rahmenplan vorliegen. 

Offenkundig ist allerdings schon jetzt, daß das dreigliedrige 
Schulsystem mit Übergangsquoten der 10 bis 12-Jährigen in das 
Gymnasium von JO^/o im Bundesdurchschnitt und bis zu 50 ö/o 
in einigen Städten eine zunehmend unerträgliche Situation 
beim Übergang von der Schule zur Hochschule schaffen wird. 
Wer sich daher gegen eine langfristig angelegte Schulreform 
sträubt, mit der die Entscheidung über die zukünftigen Bildungs- 
und Berufswege weitgehend von den 10-Jährigen auf die 15/16- 
Jährigen verlagert wird (Gesamtschulreform), ist der eigentliche 
Verursacher sowohl des Unglücks enttäuschter Abiturienten als 
auch einer möglichen „überakademisierung" der Gesellschaft, 
es sei denn, er will wieder die „Sextaner" prüfen, mit allen be- 
kannten unsozialen Folgen. 

Der Verwaltungsausschuß der Zentralstelle für die Vergabe von 
Studienplätzen hat am 22. März 1974 im übrigen beschlossen, 
die folgenden vier Studiengänge ab Wintersemester 1974/1975 
zusätzlich in das zentrale Vergabe verfahren aufzunehmen: Bau- 
ingenieurwesen, Elektrotechnik, Haushaltswissenschaften, Er- 
nährungswissenschaften. Dies muß allerdings noch nicht notwen- 
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dig zu „zusätzlichen Zulassungsbeschränkungen" führen, son- 
dern bedeutet zunächst nur eine gleichmäßigere Auslastung und 
damit bessere Ausnutzung der vorhandenen Studienplätze. Auch 
kann auf diese Weise die tatsächlich vorhandene Kapazität nach 
einheitlichen Kriterien festgestellt werden. Die Bundesregie- 
rung unterstützt daher die Bemühungen der Länder, weitere Stu- 
diengänge in das Verfahren der Zentralstelle einzubeziehen, 
auch wenn sie das Auswahlverfahren nach dem Staatsvertrag 
der Länder weder für gerecht noch zweckmäßig hält. 


3. Teilt die Bundesregierung die Besorgnis, daß sich damit ein 
totaler Numerus clausus für alle Fächer an den Hochschulen 
abzeichnet? 

Die Bundesregierung ist mit allen Ländern der Auffassung, daß 
bildungspolitische Entscheidungen erforderlich sind, wenn be- 
wirkt werden soll, daß die jährliche Zahl der Studienanfänger 
sich den bildungspolitischen Zielzahlen der Bund-Länder-Kom- 
mission für Bildungsplanung annähert (vgl. 3. Rahmenplan für 
den Hochschulbau S. 6). Der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft hat am 5. April vor dem Bundesrat über die not- 
wendigen Entscheidungen gesprochen, die allerdings in erster 
Linie von den Ländern zu treffen sind. 

Daß die Opposition eine inzwischen für die gesamte Öffentlich- 
keit erkennbar widersprüchliche Haltung in der Hochschul- 
politik verfolgt, ist bedauerlich. Während sie z. B. in dieser An- 
frage offenbar von einem unbegrenzten weiteren Ausbau des 
Hochschulbereichs ausgeht, bringt zur gleichen Zeit der Vor- 
sitzende des Bundestagsausschusses für Bildung und Wissen- 
schaft (Dr. Probst, CSU) im Bundestag eine Anfrage zum Lehrer- 
bedarf ein, in deren Begründung er die Bundesregierung von 
einer „Überproduktion an Akademikern" warnt. Auf der einen 
Seite befürchtet die Opposition ein „akademisches Proletariat", 
auf der anderen Seite befürwortet sie Pläne des hessischen CDU- 
Fraktionsvorsitzenden Schwarz-Schilling, wonach 30 000 bis 
50 000 Abiturienten aus der Bundesrepublik in den USA studie- 
ren sollen, um dort mit Kosten bis zu 900 Mio DM Ausbildungen 
zu erhalten, die hier im wesentlichen nicht gebraucht werden. 

Diese Widersprüchlichkeit läßt sich mit einem Informations- 
defizit nicht erklären. Die Bundesregierung hat den Bundestag 
im Bericht über Nachfrage und Angebot bei Studienplätzen 
(Drucksache 7/1313) auf die Große Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU (Drucksache 7/919) eingehend über den gesamten 
Komplex unterrichtet. Auch die von der CDU/CSU geführten 
Länder arbeiten vertrauensvoll mit der Bundesregierung zusam- 
men, um den Hochschulbereich so zu entwickeln, daß Nachfrage 
und Angebot bei Studienplätzen und der Bedarf der Gesellschaft 
an Hochschulabsolventen in einem ausgewogenen Verhältnis 
zueinander stehen. 

In der Bildungspolitik sind klare Entscheidungen erforderlich. 
Die CDU/CSU mit ihrer Fraktion im Bundestag und ihrer Mehr- 
heit im Bundesrat trägt dabei eine große Verantwortung. Tak- 
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tischer Opportunismus, der einerseits den Ausbau der Hoch- 
schulen allein an der Nachfrage orientieren will, notfalls durch 
Schaffung von Studienmöglichkeiten in den USA, und anderer- 
seits die Steuerzahler vor dem „akademischen Proletariat" 
warnt; der an der Dreigliedrigkeit der Schule auch für die Zu- 
kunft weitgehend festhält, aber trotz aller inzwischen gesam- 
melten Erfahrungen nicht sagt, wie dann eine Überexpansion 
der Gymnasien und die Austrocknung der Hauptschule ohne 
soziale Benachteiligung durch allzu frühe Auslese der Kinder 
verhindert werden soll; der den Andrang auf die das Studium 
heute in erster Linie ermöglichenden Gymnasien bejammert, 
aber den Hochschulzugang über die berufliche Bildung nicht 
ernsthaft öffnen möchte: Einen solchen taktischen Opportunis- 
mus darf sich niemand leisten, der verantwortlich gegenüber 
der Jugend handeln will. 
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